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Regierung von Mittelfranken  
 
 
Mit großer Trauer und Betroffenheit nehmen wir Abschied 
von unserer ehemaligen geschätzten Kollegin 
 

Frau Hildegard Adamietz 
 
die am 22.07.2021 im Alter von 90 Jahren verstarb. 
 
Mit ihr verlieren wir eine Mitarbeiterin, die bis zu ihrem Ren-
teneintritt mehr als 19 Jahre bei der Regierung von Mittel-
franken beschäftigt war. 
 
Wir gedenken ihrer in tiefer Trauer. 
 
Ansbach, 26. Juli 2021 
 
 

Dr. Engelhardt-Blum Heßlinger 
Regierungsvizepräsidentin Stv. Personalratsvorsitzender 

 
Regierung von Mittelfranken  
 
 
Mit großer Trauer und Betroffenheit nehmen wir Abschied 
von unserem geschätzten Kollegen 
 

Herrn Arno Brejcha 
Baudirektor a. D. 

 
der am 24.07.2021 im Alter von 81 Jahren verstarb. 
 
Mit ihm verlieren wir einen ehemaligen Mitarbeiter, der bis 
zu seinem Ruhestandseintritt mehr als 20 Jahre bei der 
Regierung von Mittelfranken beschäftigt war. 
 
Wir gedenken seiner in tiefer Trauer. 
 
Ansbach, 27. Juli 2021 
 
 

Dr. Engelhardt-Blum Heßlinger 
Regierungsvizepräsidentin Stv. Personalratsvorsitzender 
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Vollzug der Naturschutzgesetze 
Ausnahme nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 Bundesarten-
schutzverordnung (BArtSchV) zum Einsatz von 
Flaschenfallen zur Wespenbekämpfung in ge-
werblich genutzten Weinbergen 
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 2. August 2021 Gz. RMF-SG55.1-8646-8-
99-7  
 
Die Regierung von Mittelfranken erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 
Auf der Grundlage von § 4 Abs. 3 Nr. 1 der Bundes-
artenschutzverordnung (BArtSchV) vom 16. Februar 
2005 (BGBl. I S. 258, 896), zuletzt geändert durch 
Art. 10 des Gesetzes vom 21. Januar 2013 (BGBl. I 
S. 95), werden zum Schutz der Traubenernte vor 
dem massenhaften Auftreten von Wespen folgende 
Regelungen in stets widerruflicher Weise getroffen: 
  
1. Für den Einsatz von Flaschenfallen zur Bekämp-

fung des diesjährigen massenhaften Auftretens 
von Wespen wird in den im Regierungsbezirk 
Mittelfranken gelegenen gewerblichen Rebflä-
chen von den entgegenstehenden Verboten der 
BArtSchV eine Ausnahme zugelassen.  

 
2. Diese Ausnahme ergeht unter den folgenden 

Nebenbestimmungen:  
 
2.1 Der Durchmesser der Einfluglöcher in den Fang-

flaschen darf 5 mm nicht überschreiten.  
 
2.2 Der Flaschenkopf muss während der Installation 

verschlossen sein.  
 
2.3 Als Köderflüssigkeit ist eine Mischung aus 200 ml 

Bier, 100 ml Weinessig, 50 ml Himbeersirup, 
600 ml Wasser, 100 g Zucker und ein paar Trop-
fen Netzmittel (Spülmittel) zu verwenden.  

 
2.4 Die Aufhängung der Fallen erfolgt zentral im Be-

stand der Weinbaufläche, mindestens 5 - 10 m 
vom Feldrand entfernt. 

 
2.5 Die Flaschenfallen sind regelmäßig auf Fehlfänge 

zu untersuchen. Sollten bei dem regelmäßigen 
Entleeren der Fallen mehr als 1/4 Fehlfänge ge-
zählt werden, ist die Falle unverzüglich umzuhän-
gen. 

 
2.6 Die Fallen sind nach dem Ende der Weinlese auf 

der jeweiligen Fläche unverzüglich zu entfernen.  
 
3. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfü-

gung wird angeordnet.  
 
4. Diese Allgemeinverfügung tritt an dem auf die 

Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft. Sie tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden 
bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach 
in 91522 Ansbach 

Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 

91522 Ansbach, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 
für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher      
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektroni-
schen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
 
HINWEIS: 
Die Begründung zu dieser Allgemeinverfügung kann 
während der allgemeinen Dienstzeiten im Dienstge-
bäude der Regierung von Mittelfranken, Bischof-
Meiser-Str. 2/4, 91522 Ansbach, eingesehen werden. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

 
MFrABl. S. 121 

 
 
 
 

Bekanntmachungen der Regierung von Mittelfranken 



122 Mittelfränkisches Amtsblatt Nr. 8/2021 
   

 

Allgemeinverfügung der Regierung von Mittel-
franken über die Verpflichtung zur Bestellung 
eines Geldwäschebeauftragten*) gemäß § 7 
Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über das Aufspüren 
von Gewinnen aus schweren Straftaten 
(Geldwäschegesetz-GwG) in Unternehmen, die 
hochwertige Güter veräußern 
*) Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die 
gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männ-
lich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche 
Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für 
alle Geschlechter.  
 
Bekanntmachung der Regierung von Mittelfran-
ken vom 22. Juli 2021 Gz. RMF-SG10-2191-3-3 
 
Auf Grundlage von § 7 Abs. 3 Satz 2 und § 50 Nr. 9 
des Gesetzes über das Aufspüren von Gewinnen aus 
schweren Straftaten (Geldwäschegesetz - GwG) vom 
23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1822), zuletzt geändert am 
25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2083 u. S. 2154) erlässt die 
Regierung von Mittelfranken folgende  
 

Allgemeinverfügung: 
 
1. Unternehmen mit Hauptsitz in den Regierungsbe-

zirken Ober-, Unter- und Mittelfranken, Schwaben 
und Oberpfalz sind verpflichtet, einen Geldwäsche-
beauftragten auf Führungsebene und einen Stell-
vertreter im Sinne des § 7 Abs. 1 GwG zu bestel-
len, wenn 

 
a) sie gewerblich Edelmetalle wie Gold, Silber und 

Platin, Edelsteine, Schmuck, Uhren, Kunstge-
genstände, Antiquitäten, Kraftfahrzeuge, Schif-
fe, Motorboote oder Luftfahrzeuge veräußern, 
unabhängig davon, in wessen Namen oder auf 
wessen Rechnung sie handeln, 

 
b) diese Tätigkeit über 50 % des Gesamtumsat-

zes im vorherigen Wirtschaftsjahr betrug 
(Haupttätigkeit), 

 
c) am letzten Tag des vorherigen Wirtschaftsjah-

res insgesamt mindestens zehn Mitarbeiter in 
den Bereichen Akquise, Kasse, Kundenbuch-
haltung, Verkauf und Vertrieb einschließlich 
Leitungspersonal (insbesondere Geschäftsfüh-
rung) beschäftigt waren und 

 
d) sie nach § 4 Abs. 5 Nr. 1 GwG verpflichtet sind, 

über ein wirksames Risikomanagement zu ver-
fügen. 

 
2. Die Bestellung des Geldwäschebeauftragten oder 

des Stellvertreters sowie die Entpflichtung einer 
dieser Personen ist der 
 
Regierung von Mittelfranken 
Sachgebiet 10 - Geldwäscheprävention 
Promenade 27 
91522 Ansbach 
Fax: 0981 53-1456 
E-Mail: geldwaeschepraevention@reg-
mfr.bayern.de 
 
in Textform mit den beruflichen Kontaktdaten 
(Firma, Name und Vorname, Firmenanschrift, Te-
lefon, E-Mail-Adresse) anzuzeigen. Änderungen 
dieser Angaben sind unverzüglich mitzuteilen. 
 

Für Mitteilungen kann der unter  
https://freistaat.bayern/dokumente/
leistung/131754222508  
abrufbare Vordruck verwendet werden. 

 
3. Von der Verpflichtung zur Bestellung eines Geld-

wäschebeauftragten kann auf Antrag eine Ausnah-
me gewährt werden, wenn nachgewiesen wird, 
dass die Gefahr von Informationsverlusten auf-
grund arbeitsteiliger Unternehmensstruktur im Hin-
blick auf die Vorschriften zur Geldwäschepräventi-
on nicht besteht und nach risikobasierter Bewer-
tung anderweitige Vorkehrungen getroffen werden, 
um Geschäftsbeziehungen und Transaktionen zu 
verhindern, die mit Geldwäsche oder Terrorismus-
finanzierung zusammenhängen. Die Gewährung 
einer Ausnahme ist im Einzelfall gebührenpflichtig. 

 
4. Die Möglichkeiten der zuständigen Behörde, im 

Einzelfall anderweitige Anordnungen zu treffen 
oder über Ziffer 1 hinaus weitere Unternehmen zur 
Bestellung eines Geldwäschebeauftragten zu ver-
pflichten, bleiben unberührt.  

 
5. Diese Allgemeinverfügung gilt zwei Wochen nach 

ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Regierung 
von Mittelfranken als bekannt gegeben. 

 
Begründung: 

 
I. 

 
Das Geldwäschegesetz legt unter anderem „Per-
sonen, die gewerblich Güter veräußern, unabhängig 
davon, in wessen Namen oder auf wessen Rechnung 
sie handeln“ (Güterhändler, § 1 Abs. 9 GwG), beson-
dere Sorgfaltspflichten auf. Unter den Begriff 
„Güterhandel“ fällt im Übrigen auch die Veräußerung 
von Gütern im eigenen Namen auf fremde Rechnung 
(Kommissionsgeschäft), die Veräußerung von Gütern 
im fremden Namen auf fremde Rechnung (Ver-
mittlergeschäft) sowie die Tätigkeit von Auktionato-
ren. So soll verhindert werden, dass diese Unterneh-
men für kriminelle Aktivitäten im Rahmen der Geld-
wäsche missbraucht werden, um illegal erwirtschafte-
te Vermögenswerte in den legalen Wirtschaftskreis-
lauf einzuschleusen und dem Zugriff der Strafverfol-
gungsbehörden zu entziehen.  
 
Nach § 7 Abs. 3 Satz 2 GwG soll die zuständige Auf-
sichtsbehörde Güterhändler (Verpflichtete nach § 2 
Abs. 1 Nr. 16 GwG) darüber hinaus zur Bestellung 
eines Geldwäschebeauftragten verpflichten, wenn 
ihre Haupttätigkeit, darin besteht, hochwertige Güter 
zu veräußern. Hochwertige Güter im Sinne dieser 
Vorschrift sind Gegenstände, die sich aufgrund ihrer 
Beschaffenheit, ihres Verkehrswertes oder ihres be-
stimmungsgemäßen Gebrauchs von Gebrauchsge-
genständen des Alltags abheben oder aufgrund ihres 
Preises keine Alltagsanschaffung darstellen. Der Ge-
setzgeber zählt hierzu ausdrücklich Edelmetalle wie 
Gold, Silber und Platin, Edelsteine, Schmuck und 
Uhren, Kunstgegenstände und Antiquitäten, Kraftfahr-
zeuge, Schiffe und Motorboote sowie Luftfahrzeuge 
(§ 1 Abs. 10 GwG). 
 
Die Regierung von Mittelfranken macht mit der vorlie-
genden Allgemeinverfügung von ihrer Anordnungsbe-
fugnis aus § 7 Abs. 3 Satz 2 GwG Gebrauch. 
 

https://freistaat.bayern/dokumente/leistung/131754222508
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II. 
 
Die Regierung von Mittelfranken ist für den Erlass 
dieser Allgemeinverfügung gemäß § 7 Abs. 3 Satz 2 
GwG sachlich zuständig. Die örtliche Zuständigkeit 
ergibt sich aus § 50 Nr. 9 GwG i. V. m. § 8a Satz 1 
Nr. 2 Zuständigkeitsverordnung (ZustV). 
 
Die Bestellung eines Geldwäschebeauftragten ist, 
auch unter Berücksichtigung der berechtigten Interes-
sen der Betroffenen, in den unter Ziffer 1 genannten 
Unternehmen erforderlich, um dort durch Etablierung 
eines für die Implementierung und Einhaltung der 
geldwäscherechtlichen Vorschriften zuständigen An-
sprechpartners für Beschäftigte und Aufsichts- bzw. 
Ermittlungsbehörden eine stringente und dem konkre-
ten Risikopotential angemessene Einhaltung des 
Geldwäschegesetzes sicherzustellen. Von der Anord-
nung sind nur Unternehmen erfasst, die zum einen 
aufgrund ihres Geschäftsgegenstandes einem erhöh-
ten Geldwäscherisiko ausgesetzt sind und bei denen 
zum anderen aufgrund ihrer Betriebsgröße die Gefahr 
von Informationsverlusten und -defiziten aufgrund 
einer arbeitsteiligen Unternehmensstruktur und der 
Anonymisierung innerbetrieblicher Prozesse in erhöh-
tem Maße besteht. 
 
Nach der in § 7 Abs. 3 Satz 2 GwG zum Ausdruck 
kommenden Wertung des Gesetzgebers besteht 
grundsätzlich ein erhöhtes Geldwäscherisiko in Un-
ternehmen, deren Haupttätigkeit darin besteht, die 
genannten hochwertigen Güter zu veräußern. Über 
die bereits vom Gesetzgeber vorgenommene Risi-
koeinschätzung hinaus liegen der Regierung von 
Mittelfranken derzeit keine Erkenntnisse über andere 
Risikobranchen im Bereich des Handels mit hochwer-
tigen Gütern vor, so dass die vorliegende Anordnung 
auf die im GwG ausdrücklich genannten Branchen 
beschränkt bleiben kann. 
 
Des Weiteren ist unter Risikogesichtspunkten die 
Bestellung eines Geldwäschebeauftragten nicht erfor-
derlich, wenn Unternehmen zwar mit hochwertigen 
Gütern handeln, jedoch nach § 4 Abs. 5 GwG nicht 
über ein förmliches Risikomanagement verfügen 
müssen (vgl. Ziffer 1 d). Dies sind: 
 
- Unternehmen, die mit Kunstgegenständen han-

deln, jedoch keine Transaktionen im Wert von min-
destens 10.000 Euro oder mehr (bar oder unbar) 
durchführen,  

- Unternehmen, die mit Edelmetallen wie Gold, Sil-
ber oder Platin handeln, jedoch keine Barzahlun-
gen über mindestens 2.000 Euro oder mehr entge-
gennehmen oder tätigen und 

- Unternehmen, die mit sonstigen hochwertigen Gü-
tern handeln, jedoch keine Barzahlungen über 
mindestens 10.000 Euro entgegennehmen oder 
tätigen. 

 
Mit der vorliegenden Allgemeinverfügung wird inso-
weit die Risikobewertung des Gesetzgebers nachvoll-
zogen. 
 
Die Bestellung eines Geldwäschebeauftragten ist 
nicht allein deshalb erforderlich, weil ein Unterneh-
men in einer risikobehafteten Branche tätig ist. Hinzu-
kommen muss, dass in dem Unternehmen die Gefahr 
von Informationsverlusten und -defiziten aufgrund 
einer arbeitsteiligen Unternehmensstruktur und der 
Anonymisierung innerbetrieblicher Prozesse in erhöh-

tem Maße besteht. Davon ist im Regelfall jedenfalls 
ab einer Anzahl von zehn Mitarbeitern in Bereichen, 
die einen Bezug zur Geldwäscheprävention aufwei-
sen, auszugehen. Ein solcher Bezug liegt regelmäßig 
in den Bereichen Akquise, Kasse, Kundenbuchhal-
tung, Verkauf und Vertrieb sowie bei Leitungsperso-
nal vor. 
 

 
Die Verpflichtung zur Bestellung eines Geldwäsche-
beauftragten und eines Stellvertreters gilt, unabhän-
gig von der Rechtsform und von Beteiligungsverhält-
nissen, für jedes rechtlich selbständige Unternehmen, 
das die unter Ziffer 1 genannten Kriterien erfüllt. So-
fern ein Unternehmen über mehrere rechtlich unselb-
ständige Niederlassungen verfügt, ist nur ein Geldwä-
schebeauftragter in der Hauptniederlassung des Un-
ternehmens zu bestellen. Unternehmen, die einer 
Gruppe im Sinne des § 1 Abs. 16 GwG angehören, 
haben die Funktion des Geldwäschebeauftragten und 
eines Stellvertreters zusätzlich zur Pflicht der Mutter, 
gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 GwG einen Gruppengeldwä-
schebeauftragten zu bestellen, zu besetzen. 
 
Die Bestellung eines Geldwäschebeauftragten und 
eines Stellvertreters erfolgt bis auf Weiteres. Unter-
nehmen, die mit den unter Ziffer 1 a) genannten 
hochwertigen Gütern handeln, müssen jährlich prü-
fen, ob die unter Ziffer 1 genannten kumulativen Vo-
raussetzungen noch oder erstmals vorliegen. Folge-
mitteilungen sind nicht erforderlich, Änderungen sind 
unverzüglich anzuzeigen.  
 
Die Aufgaben, Rechte und Pflichten des Geldwäsche-
beauftragten ergeben sich aus § 7 GwG. Er ist für die 
Einhaltung der geldwäscherechtlichen Vorschriften im 
Unternehmen verantwortlich und der Geschäftslei-
tung unmittelbar nachgeordnet, kann aber auch 
selbst der Geschäftsleitung angehören. Um Interes-
senkollisionen zu vermeiden, kann der Geldwäsche-
beauftragte in der Regel nicht zugleich das nach § 4 
Abs. 3 GwG zu benennende Mitglied der Leitungs-
ebene sein. Abweichungen sind bei kleinen Unter-
nehmen möglich. Der Geldwäschebeauftragte muss 
seine Tätigkeit im Inland ausüben und als Ansprech-
partner für die Strafverfolgungsbehörden, für die für 
Aufklärung, Verhütung und Beseitigung von Gefahren 
zuständigen Behörden, für die Zentralstelle für Fi-
nanztransaktionsuntersuchungen und für die Auf-
sichtsbehörden in Bezug auf die Einhaltung der ein-
schlägigen Vorschriften zur Verfügung stehen. Ihm 
sind ausreichende Befugnisse und die für eine ord-
nungsgemäße Durchführung seiner Funktion notwen-
digen Mittel einzuräumen. Insbesondere ist ihm unge-
hinderter Zugang zu sämtlichen Informationen, Da-
ten, Aufzeichnungen und Systemen zu gewähren 
oder zu verschaffen, die im Rahmen der Erfüllung 
seiner Aufgaben von Bedeutung sein können. Der 
Geldwäschebeauftragte hat der Geschäftsleitung 
unmittelbar zu berichten. 
 
Soweit der Geldwäschebeauftragte eine Meldung 
nach § 43 Abs. 1 GwG beabsichtigt oder ein Aus-
kunftsverlangen der Zentralstelle für Finanztransakti-
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onsuntersuchungen nach § 30 Abs. 3 GwG beantwor-
tet, unterliegt er nicht dem Direktionsrecht durch die 
Geschäftsleitung. Der Geldwäschebeauftragte darf 
Daten und Informationen ausschließlich zur Erfüllung 
seiner Aufgaben verwenden.  
 
Dem Geldwäschebeauftragten und dem Stellvertreter 
darf wegen der Erfüllung ihrer Aufgaben keine Be-
nachteiligung im Beschäftigungsverhältnis entstehen. 
Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses ist unzuläs-
sig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, welche 
die verantwortliche Stelle zur Kündigung aus wichti-
gem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
berechtigen. Nach der Abberufung als Geldwäsche-
beauftragter oder als Stellvertreter ist die Kündigung 
innerhalb eines Jahres nach der Beendigung der Be-
stellung unzulässig, es sei denn, dass die verantwort-
liche Stelle zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt ist. Eine 
Freistellung des Geldwäschebeauftragen von ande-
ren Aufgaben und Funktionen im Unternehmen ist 
grundsätzlich nicht erforderlich. 
 
Zur Durchsetzung der Nummern 1 und 2 dieser Ver-
fügung kann ein Zwangsgeld nach Art. 29 Abs. 1 
und 2 Nr. 1, Art. 31 BayVwZVG festgesetzt werden. 
Darüber hinaus stellt die Nichtbestellung eines Geld-
wäschebeauftragten nach dieser Verfügung eine Ord-
nungswidrigkeit gemäß § 56 Abs. 2 Nr. 3 GwG dar. 
 

III. 
 
Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten 
erhoben. Es besteht Kostenfreiheit nach Art. 3 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 des Kostengesetzes, da die Allgemein-
verfügung von Amts wegen zur Steigerung der Effek-
tivität von Geldwäsche- und Terrorismusfinanzie-
rungsbekämpfung im öffentlichen Interesse ergeht. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb 
eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage  
 
beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth, 
Postanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth 
Hausanschrift: Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth 

 
für betroffene Unternehmen mit Hauptsitz im Regie-
rungsbezirk Oberfranken,  
 
beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg, 
Postanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg 

Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg 
 
für betroffene Unternehmen mit Hauptsitz im Regie-
rungsbezirk Unterfranken,  
 
beim  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach, 
Postanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach 

Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 91522 Ansbach 
 
für betroffene Unternehmen mit Hauptsitz im Regie-
rungsbezirk Mittelfranken,  
 

beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg, 
Postanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 

 
für betroffene Unternehmen mit Hauptsitz im Regie-
rungsbezirk Schwaben 
 
oder beim 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg, 
Postanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg 
 
für betroffene Unternehmen mit Hauptsitz im Regie-
rungsbezirk Oberpfalz 
 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle des jeweiligen Gerichts oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zuge-
lassenen**) Form erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, die angefochtene Allgemein-
verfügung soll in Abschrift beigefügt werden. Der Kla-
ge und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
**) Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher   
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektroni-
schen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrecht ist in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvor-
schuss zu entrichten, sofern kein Fall des § 188 
VwGO vorliegt. 
 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 
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18. Verordnung 
zur Änderung des Regionalplans der 

Region Westmittelfranken (8) 
 
In seiner Sitzung am 17.03.2021 hat der Planungs-
ausschuss des Regionalen Planungsverbands West-
mittelfranken (8) die 18. Verordnung zur Änderung 
des Regionalplans der Region Westmittelfranken (8) 
beschlossen. 
 
Gegenstand der 18. Verordnung sind Änderungen in 
den Teilkapiteln 5.2 „Bodenschätze“, 6.2.2 „Wind-
energie“ und 7.2 „Wasserwirtschaft“. 
 
Aufgrund von Art. 22 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen 
Landesplanungsgesetzes (BayLplG) vom 25. Juni 
2012 (GVBl. S. 254, BayRS 230-1-W, zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 23.12.2020 (GVBl. S. 675) hat 
die Regierung von Mittelfranken als höhere Landes-
planungsbehörde mit Bescheid vom 15.07.2021 die 
18. Verordnung zur Änderung des Regionalplans der 
Region Westmittelfranken (8) für verbindlich erklärt.  
 
Hiermit wird gemäß Art. 18 Satz 1 2. Halbsatz und 
Art. 22 Abs. 1 Satz 3 2. Halbsatz BayLplG auf die 
Bekanntgabe und Veröffentlichung dieser 18. Verord-
nung zur Änderung des Regionalplans der Region 
Westmittelfranken (8) hingewiesen. Die Änderung 
des Regionalplans der Region Westmittelfranken liegt 
gemäß Art. 18 Satz 1 1. Halbsatz und Art. 22 Abs. 1 
Satz 3 1. Halbsatz BayLplG bei der Regierung von 
Mittelfranken als höhere Landesplanungsbehörde 
(Promenade 27, 91522 Ansbach, Zimmer Nr. 452) ab 
dem Tag des Erscheinens dieses Amtsblattes wäh-
rend der für den Parteiverkehr festgelegten Zeiten 
(Mo. - Do. 08:00 - 16:00 Uhr, Fr. 08:00 - 13:00 Uhr) 
zur Einsicht aus. Darüber hinaus ist die Änderung in 
das Internet eingestellt  
(https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de,  
Stichwort: Regionalplanung).  
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, 
der Verletzung des Entwicklungsgebots und von 
Mängeln des Abwägungsvorgangs sowie auf die 
Rechtsfolgen des Art. 23 BayLplG wird hingewiesen. 
Demnach werden folgende Mängel unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres ab der Be-
kanntmachung des Regionalplans unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
schriftlich gegenüber dem Regionalen Planungsver-
band Westmittelfranken, Geschäftsstelle Landratsamt 
Ansbach, Postfach 15 02, 91506 Ansbach, geltend 
gemacht werden: 
 
1. eine nach Art. 23 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BayLplG 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung von Art. 23 Abs. 2 
BayLplG beachtliche Verletzung des Art. 21 
Abs. 1 Satz 1 BayLplG, 

3. nach Art. 23 Abs. 3 BayLplG beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorgangs oder 

4. eine nach Art. 23 Abs. 4 BayLplG beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über die Umweltprü-
fung. 

 
Ansbach, 2. August 2021 
 

Regierung von Mittelfranken 
Dr.   B a u e r 

Regierungspräsident 
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Satzung  
zur Änderung der 

Beitrags- und Gebührensatzung  
zur Wasserabgabesatzung  

des Zweckverbandes zur Wasserversorgung  
der Schwarzachgruppe 

(BGS-WAS) 
 

Vom 14. Juli 2021 
 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabe-
gesetzes erlässt der Zweckverband zur Wasserver-
sorgung der Schwarzachgruppe folgende Satzung: 
 

§ 1 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabga-
besatzung des Zweckverbandes zur Wasserversor-
gung der Schwarzachgruppe (BGS-WAS) vom 
22. Juli 2015 wird wie folgt geändert: 
 
1. § 11 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

 
Die Gebühr beträgt 1,89 € pro Kubikmeter ent-
nommenen Wassers. 

 
2. § 11 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

 
Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger be-
weglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt die 
Gebühr 1,89 € pro Kubikmeter entnommenen 
Wassers. 

 
3. § 11 Abs. 4 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

 
Die Gebühr beträgt ebenfalls 1,89 € pro Kubikme-
ter entnommenen Wassers. 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 
 
Wendelstein-Großschwarzenlohe, 16. Juli 2021 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Schwarzachgruppe 

Robert Pfann 
Verbandsvorsitzender 

 
MFrABl. S. 126 

Bekanntmachungen der Zweckverbände 

Haushaltssatzung des Zweckverbandes Rothsee 
für das Haushaltsjahr 2021 
 
Die Haushaltssatzung des Zweckverbandes Rothsee 
für das Haushaltsjahr 2021 wurde im Amtsblatt des 
Landkreises Roth Nr. 34 vom 23.07.2021 amtlich 
bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 34 der Verbandssatzung weisen die Ver-
bandsmitglieder in der für die Bekanntmachung ihrer 
Satzung vorgesehen Form auf diese Bekanntma-
chung hin. 
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Der Zweckverband zur Wasserversorgung der 
Schwarzachgruppe hat die Nachtragshaushaltssat-
zung für das Wirtschaftsjahr 2021 der Regierung von 
Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen in Höhe von 
5.449.300 € in § 2 der Nachtragshaushaltssatzung 
wurde mit RS vom 26.07.2021 rechtsaufsichtlich ge-
nehmigt. 
 
Gemäß Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 
Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 31 
Abs. 1 der Verbandssatzung wird die Nachtragshaus-
haltssatzung für das Wirtschaftsjahr 2021 hiermit 
amtlich bekanntgemacht. 
 
Die Nachtragshaushaltssatzung 2021 samt ihren An-
lagen liegt bis zur nächsten amtlichen Bekanntma-
chung einer Haushaltssatzung in der Geschäftsstelle 
des Zweckverbandes, Schaftnacher Weg 7a, 90530 
Wendelstein-Großschwarzenlohe, während der allge-
meinen Geschäftsstunden öffentlich zur Einsicht aus.  
 
Wendelstein, 3. August 2021 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Schwarzachgruppe 

gez. 
Robert Pfann 

Verbandsvorsitzender 
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N a c h t r a g s h a u s h a l t s s a t z u n g 
des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 

der Schwarzachgruppe 
für das Wirtschaftsjahr 2021 

 
Vom 14. Juli 2021 

 
Aufgrund des Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (Komm ZG) in Verbin-
dung mit Art. 68 ff. der Bayerischen Gemeindeord-
nung (GO) erlässt der Zweckverband folgende Nach-
tragshaushaltssatzung:  
 

§ 1 
 
Der Wirtschaftsplan für 2021 wird im Erfolgsplan 
 
in den Erträgen auf 1.874.100 € 
in den Aufwendungen auf 1.966.700 € 
 
Jahresverlust 92.600 € 
 
und im Vermögensplan 
 
in den Einnahmen auf 8.830.700 € 
in den Ausgaben auf 8.830.700 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der festgesetzten Kredite zur   
Finanzierung von Ausgaben erhöht sich von 
1.599.300 € auf insgesamt 5.449.300 €.  
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan 
werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Eine Betriebskostenumlage wird nicht erhoben. 
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 250.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
 
Die Nachtraghaushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 
2021 in Kraft.  
 
Wendelstein, 3. August 2021 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Schwarzachgruppe 

Robert Pfann 
Verbandsvorsitzender 
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Nichtamtlicher Teil 

Buchbesprechungen 
 
Molodovsky/Famers/Waldmann 
Bayerische Bauordnung 
Kommentar 
Sonderservice 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Schreml/Bauer/Westner 
Kommunales Haushalts- und Wirtschaftsrecht in 
Bayern 
Praktikerhandbuch 
159. Aktualisierung, Stand: April 2021 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Stegmüller/Schmalhofer/Bauer 
Beamtenversorgungsrecht des Bundes und der 
Länder 
Kommentar 
151. Aktualisierung, Stand Mai 2021, 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Dienstrecht für Schulen in Bayern 
Kommentar zur Lehrerdienstordnung und dienstlichen 
Beurteilung mit ergänzenden dienstrechtlichen Vor-
schriften 
Herausgegeben von Maximilian Pangerl, Leitender 
Ministerialrat, Claus Pommer, Ministerialrat, Eva Ma-
ria Schwab, Leitende Ministerialrätin, Dr. Gisela 
Stückl, Ministerialrätin, alle im Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Unterricht und Kultus 
92. Aktualisierungslieferung inkl. CD-ROM, 
1. Juli 2021, 178,90 € 
Art.-Nr. 66288092 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Grove/Laudien 
EU-Hygienepaket 
Vorschriftensammlung mit Glossar 
47. Aktualisierung, Stand April 2021 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Wieser 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
Kommentar 
172. Aktualisierung, Stand: Mai 2021, 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Koch/Reuter/Rustler 
Technische Baubestimmungen  
mit den Bekanntmachungen des Bayerischen Staats-
ministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr 
Textsammlung 
95. Aktualisierung, Stand April 2021 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Weiß/Niedermaier/Summer/Zängl 
Beamtenrecht in Bayern 
Kommentar 
221. Aktualisierung, Stand Juni 2021 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 

Erschließungs- und Straßenausbaubeitragsrecht 

Bearbeitet von Dr. Stefan Barth, Regensburg 
82. Aktualisierungslieferung 
August 2021, 134,26 € 
Art.-Nr. 66347082 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Die Realschule in Bayern 
Schulordnung, Unterrichtsbestimmungen, Dienstrecht 
Herausgegeben von Elmar Diller, Ministerialrat, und 
Konrad Huber MPhil., Leitender Ministerialrat, beide 
im Bayerischen Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus, München 
152. Aktualisierungslieferung inkl. Grundkurs Schul-
management XXVIII, 1. Juli 2021, 155,90 € 
Art.-Nr. 66253152 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Kommunales Vertragsrecht 
Handbuch für die Vertragsgestaltung und Sammlung 
von Vertragsmustern mit Erläuterungen 
Begründet von Heinz Hillermeier, Regierungsdirektor 
a. D., herausgegeben von Dr. Oliver Bloeck, Richter 
am Bayerischen Landessozialgericht, Stefan Graf, 
Direktor 
122. Aktualisierungslieferung, 
Rechtsstand 1. Juni 2021, 153,66 € 
Art. 66186122 
JURION Onlineausgabe, 51,22 € 
Art.-Nr. 08251624 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Ballerstedt/Schleicher/Faber/Hebeler 
Bayerisches Personalvertretungsgesetz 
Kommentar mit Wahlordnung 
174. Aktualisierung, Stand: Juni 2021 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Satzungen zur Abwasserbeseitigung 
mit Abgabenregelungen 
Kommentierte Ausgabe 
Begründet von Gerhard Nitsche, ehemals Referent 
beim Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband 
Fortgeführt von Michael Baumann, München und 
Dieter Mühlfeld, München 
76. Aktualisierungslieferung 
Rechtsstand Mai 2021, 185,85 € 
Art.-Nr. 66353076 
JURION Onlineausgabe, 61,95 € 
Art.-Nr. 08251272 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
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